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Inhalt: 

Klageerhebung gegen den Kyffhäuserlandkreis wegen Kostenerstattung für geleistete Einglie-
derungshilfe   

Wenn Kosten entstehen: 

Kosten 

3.100,00 € 

Haushaltsstelle 

02300.65500 

Haushaltsjahr 

2008  Mittel stehen zur Verfügung 

 Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 Mittel stehen nur in folgender 
Höhe zur Verfügung: 

      € 

Deckungsvorschlag: 

      

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt die Klageerhebung gegen den Landrat des Kyffhäuserlandkreises 
wegen Erstattung von Eingliederungshilfekosten in Höhe von bisher angefallenen 
128.642,34 EUR.  

zuständiges Amt:      
 
 
Dezernat II 

  
 
  

  
 
Lothar Thiele 

  
 
Klemens Schmitz  

  Amts-/Referatsleiter  Dezernent  Landrat 
 
abgestimmt mit Dez./Amt/Ref.: Name Unterschrift 

II/J Gesa Rothaug-Steffen       

Jugendamt Britta Gilgen        

Dezernat III Marita Rudick        
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Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 07.12.2007 forderte der Landkreis Uckermark den Kyffhäuser-
landkreis auf, die Zuständigkeit in einem Hilfefall anzuerkennen, die Hilfe in die eige-
ne Zuständigkeit zu übernehmen und die bisher entstanden Kosten in Höhe von 
128.642,34 EUR zu erstatten. Der Kyffhäuserlandkreis weigert sich bisher, seine Zu-
ständigkeit in diesem Hilfefall anzuerkennen. Dies begründet er damit, dass seiner 
Ansicht nach nicht die Eingliederungshilfe, sondern die Hilfe zur Erziehung die richti-
ge Hilfe sei. Im letzteren Falle sei er auf Grund der unterschiedlichen Zuständigkeits-
regelung in Sozial- und Jugendhilfe nicht zuständig.  
 
Das Erstattungsbegehren des Landkreises Uckermark wurde mit Schreiben vom 
26.02.2008 abgelehnt, so dass Klage geboten ist.  


